
Berlin (ADN). Die Industrie-
gewerkschaft Textil, Bekleidung,
Leder hat für Donnerstag Warn-
«treiks in der Schuh- und Leder-
industrie angekündigt. Einer Mit-
teilung der Gewerkschaft zufolge
wollen die Werktätigen dieser
Branche mit Nachdruck auf ihre
komplizierte Situation aufmerk-
sam machen. So soll in den Be-
trieben Lederwerke Weida,
Schuhfabrik Weida, Lederwerke
Hirschberg, Schuhfabrik „Paul
Schäfer" Erfurt, Schuhfabrik
„Banner des Friedens" Weißen-
fels mit allen Betriebsteilen in
der Zeit von 14.00 bis 15.00 Uhr
die Arbeit ruhen.

Wie die Gewerkschaft weiter
mitteilt, werden am kommenden
Montag um 11.30 Uhr Abordnun-
gen aus den Schuhbetrieben vor
dem Amtssitz des Ministerrates
öffentlich protestieren. In einer
Petition, die an Regierungsver-
treter übergeben werden soll,
wird auf nicht mehr zu vertre-
tenden Sozialabbau infolge von
Absatzschwierigkeiten bei den
einheimischen Schuherzeugnissen
hingewiesen.

Berlin (ND-Werner). Nach tage-
langem Hin und Her um die Kon-
ditionen der Währungs-, Wirt-
schafts- und Sozialunion zwi-
schen der DDR und der BRD, ins-
besondere um den Umtauschsatz,
herrscht nun-Klarheit: Zum Kurs
von 1:1 bekommen DDR-Bürger
bis zum Alter von 14 Jahren
2000,— Mark umgetauscht, von
fünfzehn bis 59 Jahren 4000 Mark
und jene, die älter sind, 6000
Mark. Alle Beträge, die dar-
über liegen, können nur im Ver-
hältnis 2:1 in D-Mark einge-
wechselt werden. Der Staatsver-
träg, der diese und andere Rege-
lungen enthält, soll am 1. Juli in
Kraft treten. Die Auszahlung be-
ginnt am 2. Juli.

Die Information über die
Grundzüge des Dokumentes, auf
die sich die DDR und die BRD
bisher geeinigt haben, bildete
das beherrschende Thema auf
dem Treffen, zu dem der Arbeits-
ausschuß zur Gründung der Ver-
einigung der Pressekonferenz
Hauptstadt Berlin e. V. am Mitt-
wochmittag Regierungssprecher
Matthias Gehler, den Parlamen-
tarischen Staatssekretär beim

Ministerpräsidenten, Dr. Günther
Krause, und Medienverantwortli-
che anderer Regierungsstellen
eingeladen hatte, um vor in- und
ausländischen Journalisten über
die Kabinettssitzung vom glei-
chen Tage zu berichten.

Löhne, Gehälter, Stipendien,
Mieten, Pachten, Renten und an-
dere wiederkehrende Zahlungen,
so heißt es in einem vom Regie-
rungssprecher verlesenen Papier,
das er aus der Kabinettssitzung
mitgebracht hatte, werden eben-
falls im Verhältnis 1:1 umgestellt.
Dabei gilt für Löhne und Gehälter
der Bruttobetrag vom 1. Mai 1990.

Nach Berechnungen der Auto-
ren der Vereinbarung fallen die
meisten Renten in D-Mark höher
aus als in Mark der DDR. Nied-
rigere Beträge, falls sie sich erge->
ben, will man anheben. Soziale
Härten für Rentner und Studen-
ten sollen durch die DDR „im
Rahmen ihrer finanziellen Eigen-
verantwortung und unter Beach-
tung ihrer gesamten Finanzlage"
ausgeglichen werden. Für jene,
die durch das 2:1 einen Teil ihrer
Ersparnisse einbüßen, will die
Regierung „nach Möglichkeit

versuchen', ein „verbrieftes An-
teilsrecht am volkseigenen Ver-
mögen" einzuräumen, wenn des-
sen Wert, den man derzeit gerade
ermittelt, feststeht und wenn
nach notwendigen Strukturverän-
derungen noch etwas zu verän-
dern ist. Umgestellt werden auch
alle „sonstigen Forderungen und
Verbindlichkeiten" — darunter
Privatkredite und Hypotheken —
im Verhältnis von zwei DDR-
Mark zu einer D-Mark.

Guthaben natürlicher und ju-
ristischer Personen mit Wohnsitz
außerhalb der DDR werden 3:1
umgestellt, soweit sie nach dem
31. Dezember 1989 entstanden
sind. Getauscht wird nur über
Konten bei Geldinstituten der
DDR, auf die auch die Bargeldbe-
träge eingezahlt werden müssen.
Mißbrauch für Spekulations-
zwecke will man durch die Fest-
legung von Stichtagen begegnen.
Ab sofort tritt an die Stelle des
bisherigen Umtauschkurses 3:1
der von 2:1. Wichtig für das inter-
nationale Renommee der DDR ist
die Versicherung, daß Verpflich-
tungen gegenüber anderen Staa-
ten „Vertrauensschutz" genießen.

Berlin (ND-Werner/ADN). Staats-
sekretär Dr. Günther Krause
schätzte auf der internationalen
Pressekonferenz am Mittwoch ein,
daß unter seiner Leitung in den
„fairen und sehr sachlich geführ-
ten Verhandlungen" mit der
BRD-Delegation unter Bundes-
bankdirektor Hans Tietmeyer eine
Lösung gefunden wurde, die „weit
über dem liegt, was im Wahl-
kampf versprochen wurde". Da-
bei habe, zitierte er aus dem Pa-
pier des Regierungssprechers,
u. a. im Vordergrund gestanden,
„daß die Stabilität der D-Mark
und die Solidität der Staatsfinan-
zen gewährleistet bleiben". Die
Reduzierung der von Bonn ins
Spiel gebrachten Umtauschsumme
von 4000 Mark, pro Person auf
2000 Mark pro Kind begründete
der Verhandlungsführer mit einer
Analyse der Sparguthaben. Sie
habe ergeben, daß dieser Perso-
henkreis in der Regel nicht mehr
auf dem Konto hat.

Der Vorstand der Partei des
Demokratischen Sozialismus
(PDS) konstatierte, daß nach den
jetzigen Modalitäten die Bevöl-
kerung durch den Verlust von

fast 60 Milliarden Mark gespar-
tem Geld den Preis für die Wäh-
rungsunion zu zahlen hat.

Nach Ansicht des FDGB füh-
ren die differenzierten Um-
tauschbedingungen in D-Mark
zwangsläufig zu Sozialabbau in
unvertretbarem Maße. • Sozialer
Kahlschlag für die Mehrheit der
Bevölkerung dürfe nicht der
erste Schritt in die deutsche Ein-
heit sein. „Wir fordern, daß un-
sere Regierung ihr in der Regie-
rungserklärung gegebenes Wort,
daß die Bürger der DDR nicht
zu Bundesbürgern zweiter Klasse
werden, einhält."

Als unbefriedigend bezeichnete
die Volkskammerfraktion der Li-
beralen den nach drei Alters-
gruppen gestaffelten Vorschlag
zum Umtausch der Sparguthaben
in D-Mark.

Mit dem vereinbarten Um-
tauschkurs von 1:1 für Löhne,
Gehälter und Renten ohne ent-
sprechenden Teuerungsausgleich
erfolgt eine sofortige absolute
Senkung der Kaufkraft der Ein-
kommen der DDR-Bürgerinnen,
erklärten Sprecherinnen des Un-
abhängigen Frauenverbandes.

Der ausgehandelte Kompro-

miß über die Umtausch-Moda-
litäten bei der Währungsunion
widerspreche in weiten Teilen so-
zialdemokratischen Vorstellun-
gen von sozialer Gerechtigkeit.
Diese Auffassung vertrat der
stellvertretende SPD-Parteivor-
sitzende Karl-August Kamili.

Dagegen war DSU-iFraktions-
vorsitzender Prof. Hansjoachim
Walther der Ansicht, die Um-
tausch-Modalitäten gingen weit
über das hinaus, „was eigent-
lich von unserer eigenen Wirt-
schafte- und Finanzkraft her
möglich ist". Nachtragswürdig
sei allerdings die Einführung
einer Mindestrente von 700 DM,
und auch der Höchstsatz für Kin-
der (2000 Mark) sehe „optisch
nicht gut aus". Man könne aber
damit leben.

Indessen teilte die Staatssekre-
tärin für Ausländerfrageri,
Almuth Berger, mit, daß alle
Umtauschregelungen bei der
Währungsunion nicht nur für
Ausländer mit ständigem Wohn-
sitz, sondern für alle in der DDR
arbeitenden Werktätigen aus dem
Ausland zutreffen.

Zu Wüstenschiffen avancieren die Frachter am Massengutkai des Rostocker Überseehafens: Vom Winde verweht wurden hier in den ver-
gangenen drei Jahrzehnten nach Expertenschätzungen mehrere Schiffsladungen des aus der UdSSR importierten Phosphatminerals Apatit
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Warschau (ADN/ND). Die Frage
der polnischen Westgrenze war
bei dem am Mittwoch begonne-
nen Polen-Besuch des BRD-Bun-
despräsidenten Richard von
Weizsäcker eines der zentralen
Themen.

Bei einem Essen zu Ehren des
Gastes stellte Wojciech Jaru-
zelski fest, ohne eine reale Ver-
söhnung zwischen den beiden
größten Völkern Mitteleuropas
könne von der Einheit des Kon-
tinents keine Rede sein. Er er-
innerte daran, daß dieser Prozeß
vor vierzig Jahren in Zgorzelec
mit der DDR begann. Von Weiz-
säcker bekräftigte in seinem
Toast, Polen könne ohne Vorbe-
halt darauf vertrauen, daß die
Grenzfragen in ihrer Substanz
unwiderruflich geklärt sind und
im Zuge der deutschen Vereini-
gung die nötige völkerrechtlich

verbindliche Vertragsform erhal-
ten werden.

Ausdrücklich positiv hat sich
Richard von Weizsäcker zur Idee
einer polnisch-deutschen Inter-
essengemeinschaft geäußert. Wie
er vor der Presse sagte, gehe es
dabei unter anderem um zwei
Probleme. Zum ersten gebe es
ein beiderseitiges. Interesse, daß
die Reformen in der Sowjetunion
nicht scheitern. Eine zweite
Sphäre der Interessengleichheit
sei das polnische Streben nach
wirtschaftlicher Annäherung an
Europa, mithin an das Gravita-
tionszentrum EG.

In den polnisch-deutschen Be-
ziehungen gehe es heute darum,
Fortschritte in den menschlichen,
wirtschaftlichen und politischen
Kontakten zu erreichen. Dabei
müßten noch bestehende Pro-
bleme psychologischer und mate-

rieller Art, die nicht selten aus
der Vergangenheit resultierten,
überwunden werden.

Bei seinen Gesprächen mit
Staatspräsident Jaruzelski und
Premier Mazowiecki seien auch
eine polnische Beteiligung an den
Zwei-plus-Vier-Gesprächen sowie
die Frage der Entschädigungen
für polnische KZ-Häftlinge und
Zwangsarbeiter zur Sprache ge-
kommen.

Das BRD-Staatsoberhaupt hatte
am selben Tag auch am Grabmal
des Unbekannten Soldaten und
am Denkmal für den Warschauer
Aufstand Kränze niedergelegt.
Zum Programm des ersten Be-
suchstages gehörten weiterhin
Unterredungen mit den Mar-
schällen beider Kammern des
Parlaments sowie mit dem Pri-
mas der katholischen Kirche, Jo-
zef Kardinal Glemp.

Berlin (ND-Kalbe). Die Vermu-
tungen über eine Neuorientierung
der NATO-Nuklearstrategie er-
hielten am Mittwoch neue Nah-
rung. Es schält sich jedoch her-
aus, daß hier vorerst nicht mehr
als kosmetische Operationen vor-
gesehen sind. Nur der Schein fri-
schen Windes war in den Wor-
ten vom Generalsekretär Man-
fred Wörner, der im saarländi-
schen Rundfunk sagte, die Allianz
werde das „nukleare Szenario"
überdenken und die nötigen An-
passungen vornehmen müssen.
Die „operationeile Seite" der
Vorneverteidigung müsse grund-
sätzlich überdacht und geändert
werden, wenn ein Gesamtdeutsch-
land Mitglied der NATO würde.
Die Vorneverteidigung als „stra-
tegisches Prinzip" jedoch, so Wör-
ner unmißverständlich, sei eine
„blanke Selbstverständlichkeit".

In die gleiche Kerbe schlug
BRD-Verteidigungsminister Stol-
tenberg im Amerikanischen Insti-
tut für deutsche Gegenwartsstu-
dien in Washington. Er lehnte
eine Denuklearisierung Europas
ab und begründete dies vage da-
mit, es ' gelte künftig weniger,

einen bestimmten Gegner abzu-
schrecken, sondern die nuklearen
Streitkräfte hätten der „Absiche-
rung und Stabilisierung eines ver-
traglich vereinbarten Systems ge-
genseitiger Sicherheit in Europa"
zu dienen.

Absicherung gegen wen? Die
„strategischen Auswirkungen der
sowjetischen Nuklearmacht auf
Europa" seien auszubalancieren,
die „politische Instrumentalisie-
rung dieser Macht zu verhindern".

Die NATO selbst zur Disposi-
tion zu stellen, davor warnte
Stoltenberg ausdrücklich. Damit
trifft er sich mit USA-Vizepräsi-
dent Dan Quayle, der gegenüber
der Wiener Zeitung „Die Presse"
erklärte, weder in der KSZE noch
in einer künftig sicherheitspoli-
tisch engagierten EG sehe er eine
Alternative zur NATO. Eine
glaubwürdige militärische Ab-
schreckung bleibe deren Haupt-
ziel.

Warschau (ADN). Noch vor den
Zwei-plus-Vier-fVerhanidhinigen

über die deutsche Vereinigung
werden am heutigen Donnerstalg
in1 Warschau Vertreter der Außen-
miinisterien Polens, der DDR und
der BRD dreiseitige Gespräche
aufnehmen. Wie ADN erfuhr, han-
delt es sich um einen ersten Ge-
dankenaustausch zum Entwurf
eines Vertrages zwischen Polen
und Deutschland über die Grund-
lagen ihrer gegenseitigen Bezie-
hungen. Das Dokument war bei-
den deutschen Regierungen und
den vier Großmächten von Polen
übergeben worden.

Eine der Baüptsäulen des Ver-

tragswertes ist die Anerkennung
des endgültigen Charakters der
Oder-Neiße-Grenze. Entsprechend
einem Vorschlag von Premier Ta-
deusz Mazowiecki soll es mit bei-
den deutschen Staaten ausgehan-
delt und paraphiert sowie später
von einem gesamtdeutschen Sou-
verän ratifiziert werden. Dem
Vernehmen nach werden bed den
Dreiergesprächen auch andere
die Sicherheitsinteressen Pollens
berührende Fragen erörtert. Be-
reits am Mittwoch konferierten
BRD-Außenminister Genscher und
sein polnischer Amtskollege Sku-
biszewski über den Vertragsent-
wurf.

Söul (ADN). Südkoreas Regie-
rung ist am Mittwoch zu einer
Krisensitzung zusammengekom-
men. Angesichts der Streikwelle
der vergangenen Tage gelte es,
schnell Wege aus der sozialen
und wirtschaftlichen Krise zu fin-
den, erklärte Ministerpräsident
Kang Hjonghun. In der Börse ist
es wegen der Arbeitskämpfe so-
wie der stark steigenden Preise
zu Panikverkäufen gekommen.

Als Unterstützung für die
Streikenden beim staatlichen

Rundfunk- und Fernsehsender
KBS in Söul verweigern inzwi-
schen auch die Mitarbeiter des
zweiten landesweiten Fernseh-
senders MBC sowie eines christ-
lichen Rundfunksenders die Ar-
beit. Gegen den Ausstand im
KBS-Funkhaus, mit dem der als
„undemokratisch und reform-
feindlich" abgelehnte Direktor
zum Rücktritt gezwungen wer-
den soll, war am Wochenende Po-
lizei vorgegangen.

Budapest (ADN/ND). Das neue
ungarische Parlament hat sich
am Mittwoch in Budapest konsti-
tuiert und den 68jährigen Arpäd
Göncz zu seinem Präsidenten ge-
wählt. Damit ist er vorerst zu-
gleich Interimspräsident des Lan-
des. Göncz ist Vorsitzender des
Schriftstellerverbandes und Mit-
glied des Landesvorstandes des
oppositionellen Bundes der Freien
Demokraten (BFD). Seiner Wahl
vorausgegangen war eine Eini-
gung zwischen BFD und Unga-
rischem Demokratischem Forum
als Wahlsieger über eine Zusam-

menarbeit unter anderem bei
Verfassungsmodifizierungen.

Der bisherige Premier Nemeth
legte sein Amt nieder, wird die
Geschäfte aber bis zur Vereidi-
gung einer neuen Regierung wei-
terführen. Mit großer Mehrheit
beschloß das Parlament, in Erin-
nerung der Ereignisse von 1956
den 23. Oktober künftig als natio-
nalen Feiertag zu begehen.

Als Ehrengast nahm Otto von
Habsburg, Vorsitzender des Un-
garnausschusses im Europaparla-
ment und Nachkomme der letzten
ungarischen Monarchie, an der
Eröffnungssitzung teil.

Turin. Im ersten Finalspiel um
den Fußball-UEFA-Cup schlug
Juventus Turin den AC Florenz
mit 3:1 (1:1). •;=
Berlin. Der FC Bayern München
wurde am Mittwoch mit einem
l:0-Sieg über den FC St. Pauli
zwei Runden vor Saisonende Fuß-
ball-Meister der BRD. Ferner
spielten gestern Düsseldorf gegen
Leverkusen 2:0, Uerdingen gegen
Dortmund 1:3, Hamburg gegen
Karlsruhe 1:0.

Frankfurt (Main). Mehr als 68 000
Metallarbeiter haben am Mitt-
woch in der BRD zum Teil ganz-;
tägig gestreikt. Damit sollte der
Druck auf die Verhandlungen zur
Durchsetzung der 35-Stunden-
Woche und deutlicher Lohnauf-
besserungen verstärkt werden.

Kapstadt. Die ersten offiziellen
Gespräche zwischen der Regie-
rung Südafrikas und dem Afrika-
nischen Nationalkpngreß haben
am Mittwoch in Kapstadt unter
Leitung von Staatspräsident Fre-
derik de Klerk und ANC-Vize-
präsident Nelson Mandela begon-
nen.

München. Erstmals zieht eine
grüne Bürgermeisterin in das
Münchner Rathaus ein. Gegen die
Stimmen von CSU, FDP und Re-
publikanern wurde die 38jährige
Sabine Csampai am Mittwoch zur
3. Bürgermeisterin der Stadt ge-
wählt.

San Salvador. Ein Heeresoffizier
und zwei Polizisten fanden bei
einem Angriff der Befreiungs*
front Farabundo Marti am Mitt-
woch auf die Residenz des Prä-
sidenten den Tod. Einen Tag vor
der geplanten Fortsetzung der
Friedensgespräche "zwischen Re-
gierung und FMLN kam es im
Land zu heftigen Kämpfen.

Pekinr. In China sind drei Panda-
jäger hingerichtet worden. Wei-
tere 16 Angeklagte wurden für
dasselbe Delikt zu lebenslanger
Haft verurteilt.

London. Der 1. Mai 1990 hat den
Briten einen Hitzerekord ge-
bracht. In Lossiemouth, östlich
von Ihverness in Schottland, wur-
den 27,4 Grad Celsius gemessen.

Hamburg (ADN). „Nach der
Währungs- und Wirtschaftsunion
wird es mindestens zwei Millio-
nen Arbeitslose geben", sagte der
Vizepräsident des DDR-Unter-
nehmerverbandes, Rudolf Stader-
mann, westlichen Nachrichten-
agenturen zufolge am Mittwoch
in Hamburg. Nach Ansicht von
DDR-Unternehmern • stünden
rund 40 Prozent -ihrer Betriebe
unmittelbar vor dem Konkurs
oder sind schön pleite.

Hannover (ND-Rietz/Glöde). Die
erste Hannover-Messe Industrie
nach den Veränderungen in der
DDR steht unter einem beson-
deren Vorzeichen. Das machte
Bundeskanzler Helmut Kohl am
Mittwoch bei der Eröffnung der
weltgrößten Investitionsgüter-
schau in Hannover deutlich: Die
BRD-iWirtschaft wachse seit mehr
als sieben Jahren. Die Staatsfinan-
zen stünden auf einem festen Fun-
dament. Der dadurch wiederge-
wonnene Handlungsspielraum er-
mögliche es, „die wirtschaftliche
Edniigunig Deutschlands finanzpoli-
tisch abzustützen, ohne Haushalt
und Kapitalmarkt zu überfor^
dern".

Die DDR sei für alle in der
Bundesrepublik, so der Kanzler,
auch für die politischen Parteien,
ein Jungbrunnen. Kohl sprach
angesichts der „Reformibemühun-
gen" in Mittel- und Osteuropa
"von der „faszinierenden Perspek-
tive eines gesamteuropäischen
Wirtschaftsräumes vom Atlantik
bis zum Ural".

Jena (ND-Albig). Hat es Zweck,
sich mit einem eigenen politischen
Programm noch zu engagieren,
wenn doch scheinbar alle Weichen
längst gestellt sind? Für sein Ja
auf diese Frage bei einer Wahl-
veranstaltung am Mittwoch an
der Friedrich-Schiller-Universi-
tät Jena nannte PDS-Vorsitzender
Gregor Gysi mehrere Gründe: Es
werde wichtig sein, zu sehen, wie
sich die Parteien entwickeln. Wir
brauchen das Selbstbewußtsein,
daß sich die PDS stabilisiert hat.
Außerdem wollen wir bei der Ver-
einigung einen neuen Tupfer in
die Parteienlandschaft der BRD
einbringen, und diese Aufgabe
muß jetzt begonnen werden.
Nicht zuletzt stärkt ein gutes
Wahlergebnis die Volkskammer-
fraktion. Im Kulturhaus der
Kreisstadt Stadtroda stellte sich
Gregor Gysi gemeinsam mit PDS-
Kandidaten für die Kommunal-
wahl den Fragen der Einwohner.
Vera Eckardt, Kandidatin für
den Kreistag,' erklärte: „Ich
möchte ehrliche Arbeit vor allem
für die Bürger leisten, die nicht
die starken Ellenbogen haben, um
sich künftig durchzusetzen — für
die Kinder, die Rentner, die Be-
hinderten . . . "

Preis 0,55 M /1,20 DM
B-Ausgabe

Donnerstag,
3. Mai 1990

Warnstreiks bei
Schuh und Leder

„Kundgebung fUr ein selbstbewußtes Berlin"
als Abschlußveranstaltung des Wahlkampfes

mit GREGOR GYSI und PETER ZOTL
auf dem Platz vor dem Roten Rathaus.
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Metaller im Streik

Streit um die Steuern

Prof. Steinitz: Ohne

Beginn: 4. Mai. 18 Uhr

Die Einheit und der

seine Stimmen ab?

kein Geheimnis mehr

Kuba: Zwischen

Tradition und Korrektur

ladt ein zur

EUTE

Um ihre Aufgabe sind die Ex-
perten, die iibeT die Modali-
täten der deutsch-deutschen
Währungsunion beraten, nicht
zu beneiden. Sie haben die
Suppe auszulöffeln, die ihnen
Politiker, denen es mit der
staatlichen Einheit nicht schnell
genug gehen kann, eingebrockt
haben. Die sofortige Währungs-
union, warnte der Hamburger
Landesbank-Präsident Nöl-
ling, sei eben die teuerste Me-
thode, weil sie das Pferd vom
Schwänze aufzäume. Doch nun-
mehr beschlossene Sache, gilt
es, das Beste daraus zu ma-
chen.

Darüber, was das Beste ist,
gehen die Meinungen offenbar
weiter auseinander, als die
offiziellen Verlautbarungen
vermuten lassen. Was vorder-
gründig wie ein Streit um Um-
tauschkurse aussieht, ist in
Wirklichkeit „nichts anderes
als ein Verteilungskampf"
(„Die Zeit", Hamburg). Es
geht darum, wem der Groß-
teil der entstehenden Kosten
aufgebürdet werden soll. Für
Bonn wird sich die finanzielle
Belastung in Grenzen halten.
Durch die wirtschaftliche Ver-
einigung erwartet Kanzler
Kohl „erheblich zusätzliche
Wachstumskräfte", sprich hö-
here Steuereinnahmen, die in
etwa dem entsprechen, was
Bonn als erste Rate für die
Währungsunion veranschlagt.
Von einem „Notopfer" kann
also keine Rede sein.

Das wird vielmehr DDR-
Bürgern abgefordert werden.
Trotz der starken Kaufkraft
der D-Mark dürften auf brei-
ter Front die Realeinkommen
durch steigende Lebenshal-
tungskosten erst einmal sin-
ken. Die seriöse „Neue Zür-
cher Zeitung", der man Panik-
mache gewiß nicht vorwerfen
kann, stellt zu Recht die Frage,
„ob die vermeintlich generöse
Offerte letztlich den DDR-
Bürgern mehr schadet als
nützt".

Die Bedenken sind durch
die neuesten Umschichtungen
innerhalb des Gesamtpaketes
nicht zerstreut worden. Für
Kinder bis zum 14. Lebens-
jahr 2000 Mark, Erwachsene
bis zum 59. Lebensjahr 4000
und ab 60 Jahre 6000 Mark 1:1
— das kann nicht der Weisheit
letzter Schluß sein. Denn es
bedeutet, daß praktisch ein
Drittel der Sparguthaben und
Bargeldbeträge in der Versen-
kung verschwindet. Daß eine
Währungsunion kein Schlaraf-
fenland eröffnet, ist klar. Sie
darf aber auch nicht zum En-'
tree in eine Zweiklassenge sell-
schaft werden.
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